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1. Ausgangslage

Am 22. Juni 2007 verabschiedeten die eidgendssischen Rate das Bundesgesetz
uber die Eidgendssische Finanzmarktaufsicht, welches die drei Behorden Eidgendssi-
sche Bankenkommission (EBK), Bundesamt fur Privatversicherungen (BPV) und Kon-
trollstelle fur die Bekampfung der Geldwascherei (Kst GwG) in der «Eidgendssischen
Finanzmarktaufsicht (FINMA)» zusammenfuhrte. Das Bundesgesetz Uber die Eidge-
nossische Finanzmarktaufsicht (Finanzmarktaufsichtsgesetz, FINMAG,") trat am 1.
Januar 2009 in Kraft und die FINMA nahm am gleichen Datum ihre Tatigkeit auf.

Mit Artikel 15 FINMAG hat der Gesetzgeber eine Grundlage geschaffen, um die
FINMA vollstandig Uber Gebuhren und Aufsichtsabgaben durch die Beaufsichtigten
zu finanzieren. Kosten der FINMA, welche nicht durch Gebihren gedeckt sind, wer-
den Uber die Erhebung von Aufsichtsabgaben finanziert.

Zur Umsetzung von Artikel 15 FINMAG erliess der Bundesrat am 15. Oktober 2008
die Verordnung Uber die Erhebung von Gebuhren und Abgaben durch die Eidgends-
sische Finanzmarktaufsicht?>. Da die Verordnung vor der Aufnahme der Tétigkeit der
FINMA erarbeitet wurde, konnten sich die Regeln Uber die Abgabeerhebung nur auf
Annahmen Uber die Verteilung des Aufwandes der Gesamtbehorde FINMA auf die
Aufsichtsbereiche stutzen. Auch die Auswirkungen der Regelung der Grund- und Zu-
satzabgaben auf die einzelnen Beaufsichtigten konnten nur aufgrund von Annahmen
bertcksichtigt werden. Die Erfahrungen der ersten zwei Jahre Tatigkeit der FINMA
haben nun gezeigt, dass die Regelungen nicht durchwegs zu sachgerechten Ergeb-
nissen fuhren und zudem wichtige Grundsatze des Verwaltungsrechts, namlich das
Aquivalenz- und Kostendeckungsprinzip, verletzen.

Mit der vorliegenden Teilrevision sollen diese Mangel behoben werden. Sie beabsich-
tigt in der Hauptsache eine Reduktion des administrativen Aufwands der FINMA bei
der Rechnungsstellung und eine verursachergerechtere Aufteilung der Aufsichtsab-
gaben auf die einzelnen Aufsichtsbereiche.

Far die beiden im neuen Bereich der Grossbanken regulierten Grossbankengruppen
werden die Anpassungen zu einer im Durchschnitt leicht erhdhten Aufsichtsabgabe
fuhren. Dies ist aber dadurch gerechtfertigt, dass die kunftig anfallenden Kosten, wel-
che sich aus der Komplexitat der Grossbankenaufsicht ergeben, vollstandig durch den
Grossbankenbereich getragen werden.

Im Bdrsenbereich wird die Verteilung von Grund- und Zusatzabgabe neu geregelt. Die
geltende Regelung fuhrt in der Anwendung dazu, dass mittelgrosse Borsen und bor-
senahnliche Einrichtungen eine Grundabgabe bezahlen, welche mehr als das Zehn-
fache ihrer Zusatzabgabe ausmacht. Dies ist gemass Rechtsprechung des Bundesge-
richts und des Bundesverwaltungsgerichts® nicht verfassungskonform. Mit einer im
Vergleich zu heute erhohten, jedoch stark differenzierten Grundabgabe fur grosse
Borsen, kleine Borsen und borsenahnliche Einrichtungen sowie Betreiber von Zah-
lungs- und Effektenabwicklungssystemen kann dieser Mangel behoben werden.

' SR 956.1

2 Verordnung vom 15. Oktober 2008 (ber die Erhebung von Geblihren und Abgaben durch die Eidgendssische
Finanzmarktaufsicht, FINMA-GebV, SR 956.122.

3 vgl. BGE 2C_733/2007, Erw. 6.2. sowie BVGE B-2334/2006, Erw. 5.5.7.
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Schliesslich wird die Abgabe flr die ungebundenen Versicherungsvermittler so gean-
dert, dass sie den Aufsichtsaufwand auch in Zukunft decken wird. Gleichzeitig wird
der Gebuhrentarif fur den Versicherungsbereich Uberarbeitet.

2. Vernehmlassungsverfahren

Die Einladung an die interessierten Kreise erfolgte durch eine Pressemitteilung. Direkt
elektronisch angeschrieben wurden zudem die Schweizerische Bankiervereinigung
(SBVg), der Schweizerische Versicherungsverband (SVV), die SIX Swiss Exchange
AG (SIX), die Eurex Zurich AG (Eurex), die Scoach Schweiz AG (scoach), die Interna-
tional Capital Market Association (ICMA) sowie die BX Berne eXchange (BX).

3. Ergebnisse der Vernehmlassung

Von den direkt kontaktierten Adressaten liessen sich nur die SBVg, die SIX, der SVV
sowie die ICMA vernehmen. Von den interessierten Kreisen bezogen sodann die
Vereinigung Schweizerischer Privatbankiers und der Verband der Handels- und Ver-
waltungsbanken (VHV-BCG) Stellung.

Die Anderung der Verordnung wurde von der SBVg, der Vereinigung Schweizerischer
Privatbankiers, dem SVV und der VHV-BCG vorbehaltlos unterstutzt. Die ICMA be-
grusste sie zumindest teilweise.

Die SIX bemangelte sowohl das Anhorungsverfahren als auch die sie direkt treffen-
den Anderungen.

3.1. Vorbehalte der Befiirworter

Die ICMA begrusst grundsatzlich die vorgeschlagene Differenzierung der Grundabga-
be zwischen grossen und kleinen Bdrsen sowie borsenahnlichen Einrichtungen und
Betreibern von Zahlungs- und Effektenabwicklungssystemen.

Hingegen beantragte sie, bei borsenahnlichen Einrichtungen, bei denen der Effekten-
handel — wie bei der ICMA — nicht zentral abgewickelt wird, auf die Erhebung der Zu-

satzabgabe im Sinne von Art. 18°° zu verzichten. Sie begriindet dies damit, dass die

ICMA weder Kenntnis der zwischen ihren Mitgliedern (bilateral) abgeschlossenen Ge-
schafte noch des massgebenden Effektenumsatzes hat.

3.2 Begriindungen der Gegner

Die SIX bemangelte einerseits die sehr knapp bemessene Anhdrungsfrist und ander-
seits die kurze Zeitspanne zwischen dem Ende der Anhorungsfrist und der Inkraftset-
zung der geanderten Verordnung.

Sie machte zudem geltend, dass sich aufgrund der Abstufungen der Grundgebuhr
nach Bilanzsummen ihre Grundgebuhr um das Flunffache erhéhe. Sodann sei bei
Borsen mit einer Bilanzsumme von weniger als 50 Millionen Franken keine Abstufung
fur die Grundabgabe vorgesehen, womit das Unterschreiten eines einzigen Schwel-
lenwerts genuge, um die Grundabgabe um das Achtfache zu verringern. Schliesslich
machte sie mangelnde Transparenz hinsichtlich der Berechnungsgrundlagen fur die
Zusatzabgabe geltend.

3/3



	1. Ausgangslage
	2. Vernehmlassungsverfahren 
	3. Ergebnisse der Vernehmlassung
	3.1. Vorbehalte der Befürworter
	3.2. Begründungen der Gegner 


